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INSERATE

reichen Volksbefragung war (143 000
Exemplare des Vorprojekts wurden be-
stellt, 11000 Privatpersonen nahmen
Stellung), in erster Linie formeller Na-
tur ist, bringt sie dennoch einige mate-
rielle Neuerungen. Man hat sich dabei
jedoch auf Vorschldge beschrinkt, die
im Parlament einen breiten Konsens
fanden, denn man wollte die Gesamt-
heit der Reform nicht durch zu umstrit-
tene Elemente gefdhrden. Andere par-
tielle Reformen sollten in nichster Zu-
kunft diskutiert werden. Sie betreffen
insbesondere institutionelle Belange
(Justizreform, Reform der Volksrechte,
Reform der Bundesregierung, Reform
des Finanzausgleichs).

Erwihnenswert unter den materiellen
Neuerungen sind die Integration der Be-
hinderten (Art. 8), die den Gesetzgeber
verpflichtet, mit geeigneten Massnah-
men gegen die Diskriminierung Handi-
capierter vorzugehen, die Moglichkeit
der Abidnderung von Kantonsgebieten
ohne eidgendssische Abstimmung (ge-
miss Art. 53, al. 3 geniigt dafiir die Be-
willigung der Bundesversammlung),
das dem Bund erteilte Mandat zur Un-
terstiitzung mehrsprachiger Kantone
(Art. 70) sowie die Bundeskompetenz
zur Forderung von Kunst und Musik
(Art. 69).

Die wichtigsten formellen
Verbesserungen

Auf sprachlicher Ebene wurden im Pro-
jekt der neuen Verfassung Formulierun-
gen gewihlt, die dem heutigen Sprach-
gebrauch entsprechen. Fachausdriicke

Modifizierter Ausland-
schweizerartikel in der
neuen Bundesverfassung

Art. 40 Auslandschweizerinnen und
Auslandschweizer

1 Der Bund fordert die Beziehun-
gen der Auslandschweizerinnen und
Auslandschweizer untereinander und
zur Schweiz. Er kann Organisationen
unterstiitzen, die dieses Ziel verfol-
gen.

2 Er erldsst Vorschriften liber die
Rechte und Pflichten der Ausland-
schweizerinnen und Auslandschwei-
zer, namentlich in Bezug auf die
Auslibung der politischen Rechte im
Bund, die Erfillung der Pflicht,
Militar- oder Ersatzdienst zu leisten,
die Unterstitzung sowie die Sozial-
versicherungen.

und Fremdworter wurden nach Mog-
lichkeit vermieden. Zur sprachlichen
Beriicksichtigung der Geschlechter-
gleichheit wurde entweder eine neutrale
oder die weibliche und ménnliche Form
gewihlt. Ein Beispiel (Art. 8, Rechts-
gleichheit): «Alle Menschen sind vor
dem Gesetz gleich.» Hinsichtlich der
Systematik ist der Aufbau klarer, und
jeder Artikel ist mit einem spezifischen
Titel versehen. Im iibrigen sind die Arti-
kel hdufig kiirzer als in der gegenwiirti-
gen Verfassung.

Das neue Grundgesetz deckt das
ganze Gebiet des Verfassungsrechts ab:
Es enthilt beispielsweise Bestimmun-
gen iiber den Datenschutz, die als ver-
fassungsrechtlich relevant betrachtet
werden. Dagegen wurden einige Be-
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Eidgendssische Volksabstimmung

Voll auf Re

Mit der Ablehnung der
Volksinitiative des Haus-
eigentiimerverbandes
sowie der Annahme der
drei anderen Abstim-
mungsvorlagen ist der
Souveran ein weiteres
Mal in allen Punkten den
Empfehlungen des Bundes-
rates und der Parlaments-
mehrheit gefolgt.

Anpassung der Bestimmung {iber

die Zusammensetzung der Landes-
regierung (Abschaffung der «Kantons-
klausel») wurde von 74,7% der Stim-
menden (1286768 Ja gegen 436518
Nein) und 21 Kantonen angenommen.
Lediglich das Wallis und der Jura lehn-
ten die Vorlage ab. In Genf (82,1%),
Zirich  (81,9%) und Basel-Stadt
(80,9%) fiel die Zustimmung am klar-
sten aus.

Die bundesritliche Verordnung zur

stimmungen des gegenwértigen Verfas-
sungstextes auf die Gesetzesebene
«zurilickgestuft» wie beispielsweise das
Absinthverbot. =

EidgendGssische Volksabstimmungen

18. April 1999

13. Juni 1999
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Bundesverfassung

28. November 1999
Gegenstande noch nicht festgelegt.
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URNENGANG

jom 7. Februar 1999

gierungskurs

Der Verfassungsartikel zur Trans-
plantationsmedizin wurde in allen Kan-
tonen mit iiberwiltigender Mehrheit an-
genommen. Der landesweite Ja-Stim-
men-Anteil belief sich auf 87,8%
(1501954 gegen 209454). Gar iiber
90% betrug die Zustimmung in den
Kantonen Genf, Waadt, Freiburg und
Tessin.

Die Volksinitiative «Wohneigentum
fiir alle» wurde von 58,7% der Stim-
menden (1025090 gegen 721 729) und
20 Kantonen abgelehnt. Nur in den
Kantonen Aargau, Glarus und Schwyz
wurde die Initiative angenommen. Am
klarsten stimmten Basel-Stadt (79,4%),
Jura (65,5%) und Neuenburg (65%) da-
gegen.

Die Revision des Raumplanungsge-
setzes schliesslich wurde mit 55,9% der
Stimmen gutgeheissen (952450 gegen
751958). Den hochsten Ja-Stimmen-
Anteil verzeichnete die lateinische
Schweiz, wihrend in den beiden Ap-
penzell sowie in Schaffhausen, Glarus
und Basel-Landschaft die Vorlage abge-
lehnt wurde.

Die Stimmbeteiligung fiel mit 37,5%
schwach aus.

PAT i)

Presseschau

Zwei Vorlagen wurden am Tag nach der
Abstimmung in den Leitartikeln der
Schweizer Presse besonders kommen-
tiert. Die Deutschweizer Blditter widme-
ten sich am intensivsten dem Nein des
Souverdns zur Volksinitiative « Wohnei-
gentum fiir alle», wdhrend die lateini-
sche Schweiz der Abschaffung der Kan-
tonsklausel fiir Bundesratswahlen am
meisten Raum gewdihrte.

Blick

«Ist der Traum vom Eigenheim nun ge-
platzt? Nein, lautet die klare Antwort
von Bundesrat Kaspar Villiger. Die For-
derung des Wohneigentums bleibt eine
Staatsaufgabe. Und der Bundesrat steht
trotz seines Sieges in der Pflicht, den
vieldiskutierten Systemwechsel weg
von den Eigenmietwerten jetzt griind-
lich zu priifen.»

Das Ja zur Revision
des Raumplanungs-
gesetzes erleichtert
die Umnutzung
landwirtschaftlicher
Gebaude.

(Foto: Keystone)

Kommentar

Seit Anfang 1998 ist der Schweizer
Souverdn nicht ein einziges Mal von
den Wahlempfehlungen des Bundes-
rates und der Parlamentsmehrheit ab-
gewichen. Auch das erste Abstimmungs-
wochenende des Jahres 1999 reiht sich
nahtlos in die makellose Bilanz des ver-
gangenen Jubildumsjahres ein.

Die politische Bedeutung der vier
Vorlagen vom 7. Februar wiirde an sich
keine allgemeinen Riickschliisse auf das
Vertrauen des Schweizervolkes in seine
Regierungsbehorden erlauben. Weitaus
signifikanter waren diesbeziiglich die
Voten iiber die leistungsabhdngige
Schwerverkehrsabgabe sowie iiber die
Finanzierung der grossen Eisenbahn-

projekte Ende des vergangenen Jahres.
Dennoch bilden die Abstimmungsresul-
tate vom 7. Februar eine Bestiitigung
der 1998er Tendenz: Das Volk folgt sei-
nen Regierenden aufs Wort.

Diese Bestditigung verspricht Gutes
fiir die grossen Abstimmungsvorlagen
der kommenden Monate: fiir die Reform
der Bundesverfassung am 18. April und
vor allem fiir die mit Spannung erwar-
tete Abstimmung iiber die bilateralen
Vertrige mit der Europdischen Union.
Beide Volksbefragungen, insbesondere
Jene iiber den Europakurs, sind von zen-
traler Bedeutung. Das Schweizer Volk
wird sich wohl kaum erlauben, sich wie
1992 ein weiteres Mal gegen die Politik
seiner Regierung zu stellen.
Pierre-André Tschanz [ |

Der Jandbole

«...Weg mit den Eigenmietwerten und
den Hypozinsabziigen, politische Eini-
gung iliber Unterhaltsabziige sowie ge-
zielte Steuervergiinstigungen fiir Neuei-
gentlimer — der einzuschlagende Weg ist
in groben Ziigen bekannt. Statt unnoti-
ger Steuergeschenke schiife diese Re-
form richtige Anreize. Allerdings: Ge-
rechtigkeit gilt auch hier. Eine Schlech-
terstellung der Wohneigentiimer verbie-
tet schon der Verfassungsauftrag.»

BERNER ZEITUNG BZ

«Man kann das Resultat unterschiedlich
deuten, herumzudeuteln gibt es daran
nichts. Das Stimmvolk legt offensicht-
lich schlicht keinen Wert darauf, fiir
sich ohne Not Steuergeschenke einzu-
fordern, Punkt.»

Giornale del Popolo

«Es mag vielfiltige Griinde fiir dieses
tiberaus klare Votum geben, doch wahr-
scheinlich war das Schweizer Volk vor
allem der Meinung, dass auch die neue
Klausel eine ausgewogene Vertretung
der verschiedenen Sprachregionen des
Landes gewihrleistet.»

LE TEMPS

«Etwas nicht Unbedeutendes ist ge-
schehen ... in der starren Welt des
Schweizer Foderalismus. Zum ersten
Mal hat sich in unserer Verfassung das
Konzept <«Sprachregion> gegen jenes
des <Kantons> durchgesetzt. Ob man
sich der Bedeutung dieses Einschnitts

wohl bewusst ist?» &l
Schweizer
REVUE 1/99 15



	Eidgenössische Volksabstimmung vom 7. Februar 1999 : voll auf Regierungskurs

